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Albrecht von Lucke

Wir sind das Volk – und ihr seid es nicht

Geschichte wiederholt sich, aber nicht 
nur als Farce. Mit „Wir sind das Volk“ 
macht eine große Antiparteienbewe-
gung wie vor 20 Jahren Front gegen 
die Regierenden. Angefangen bei der 
Wahl des Bundespräsidenten1 über die 
Proteste gegen die Hamburger Schul-
reform bis zum Kampf gegen „Stuttgart 
21“: Überall im Lande machen Bürger 
gegen die Regierungen mobil. So dispa-
rat die Ereignisse im Einzelnen, so sehr 
sind sie doch alle Ausdruck immensen 
Misstrauens gegenüber den politischen 
Parteien. In der „Dagegen-Republik“ 
wächst die Abkehr vom politischen  
Betrieb wie auch die Kluft zwischen 
medialer und interner Öffentlichkeit.

Gleichzeitig erhält das Motto „Wir 
sind das Volk“ einen völlig neuen 
Klang. 1989 stand es für das demokrati-
sche Begehren und die Selbstermächti-
gung der Bevölkerung gegen die sozia- 
listische Nomenklatura. Nun hat spe-
ziell die Sarrazin-Debatte dem Slogan 
eine hochgradig exkludierende Bedeu-
tung verliehen: Wir sind das Volk – und 
ihr seid es nicht. Ganz gezielt wird da-
mit die Ausgrenzung der Anderen, in 
diesem Falle der muslimischen Migran-
ten und ihrer Nachkommen, betrieben. 
Wir sind, so die Insinuation, also gerade 
nicht „ein Volk“. 

„Deutsche Einheit“ auf dem  
Rücken der Muslime

Eines jedenfalls steht fest: Die deutsche 
Einheit bleibt, wie wir dieser Tage erle-
ben, ein unvollendetes Projekt, das weit 
davon entfernt ist, ein gemeinsames 

1 	 Vgl. Albrecht von Lucke, Demokratie ohne 
Volk, in: „Blätter“, 7/2010, S. 5-9.

Projekt aller Deutschen – unter Einbe-
ziehung der vermeintlich Anderen – zu 
sein. Die Sarrazin-Debatte hat die la-
tent vorhandene Fremdenfeindlichkeit 
virulent werden lassen. Demgegenüber 
ist die einstige Spaltungslinie zwischen 
Ost- und West-Deutschen in den Hin-
tergrund getreten. Stattdessen werden 
wieder ethnische, ja sogar genetische 
Grenzen gezogen. Überspitzt formu-
liert könnte man sagen, dass die Einheit 
der autochthonen Deutschen auf dem 
Rücken und durch Ausgrenzung der 
Muslime herbeigeführt wird.

Das verweist auf fatale Kontinuitäten: 
Schon die ausländerfeindlichen An-
schläge Anfang der 90er Jahre mach-
ten deutlich, wie stark die xenophobi-
schen Gefühle in Gesamt-Deutschland, 
von Rostock-Lichtenhagen über Mölln 
bis Solingen, nach wie vor waren. Mit 
Nine Eleven, aber auch durch den hitzi-
gen Streit um die Mohammedkarikatu-
ren, verstärkten sich derlei Aversionen 
noch. Zeitweilig wurden Muslime pri-
mär als „Schläfer“, sprich: als potentiel-
le Terroristen, wahrgenommen.

Hinzu aber kommt ein entscheiden-
der Unterschied. Während sich 1992 die 
ganze Öffentlichkeit, von Springer bis 
taz, angesichts brennender Asyl- und 
Migrantenheime über die tödliche Dis-
kriminierung entrüstete, reicht heute 
die Zustimmung für Sarrazins Sozial-
darwinismus bis weit in die Mitte, in 
die „gutbürgerlichen Kreise“ der Kom-
mentar- und Leserbriefspalten der FAZ. 
Was wir in der gegenwärtigen Debatte 
erleben, ist eine dramatische Diskurs-
verschiebung nach rechts – gegen die 
migrantische Minderheit. Vor diesem 
Hintergrund mutet es regelrecht naiv 
an, diese Republik als gefeit davor zu 
erachten, sich in neue Freund-Feind-
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Auseinandersetzungen zu begeben. 
Das Gegenteil ist der Fall.

Tatsächlich steht Deutschland vor 
einer Richtungsentscheidung. Doch 
auch wenn das schwarz-gelbe Erschei-
nungsbild nach einjähriger Regie-
rungszeit verheerend und nachhaltige 
„Besserung“ keineswegs in Sicht ist: 
Die eigentliche Konkurrenz für die Re-
gierung kommt heute nicht von links – 
dafür ist Rot-(Rot)-Grün personell wie 
programmatisch derzeit nach wie vor 
zu schwach – , sondern von rechts. Die 
größte Gefahr der Merkel-Union ist 
nicht die SPD, sondern das Vakuum auf 
der Rechten. 

Der „Fall Sarrazin“  
ist ein „Fall Bild-Zeitung“

Für Franz Josef Strauß war die Devise 
noch klar: Rechts von der CSU ist nur 
noch die Wand. Heute kann davon 
nicht mehr die Rede sein: Rechts der 
Union ist plötzlich viel Platz. Aufgrund 
der sukzessiven Aufweichung der eins-
tigen konservativen Positionen durch 
Angela Merkel, der verheerenden Leis-
tungsbilanz der schwarz-gelben Koa-
lition und der zunehmenden Abstiegs-
ängste in der Mittelschicht hat sich ein 
gewaltiges Frustrationspotential ange-
sammelt. Die mit Union und FDP Unzu-
friedenen wandern jedoch keineswegs 
in das gegnerische linke Lager ab, son-
dern direkt zu den Nichtwählern auf 
der rechten Seite. Und vieles spricht 
dafür, dass sich diese Bewegung noch 
verstärken wird. Denn die grassieren-
de Unzufriedenheit findet erhebliche 
mediale Unterstützung. Speziell die 
„Bild“-Zeitung betrieb in der Sarrazin-
Debatte massive Stimmungsmache. 
Der „Fall Sarrazin“ war somit von An-
fang an auch ein „Fall Bild“.

Eine Woche lang brachte diese je-
den Tag eine ganze Seite Auszüge aus 
„Deutschland schafft sich ab“: Man 
kann mit Fug und Recht behaupten, 
dass hier das Verhältnis von Medium 
und Autor ganz gezielt umgedreht wur-

de. Nicht „Bild“ war primär Medium für 
Sarrazin, sondern Sarrazin wurde zum 
Medium für „Bild“, um mit seiner Hilfe 
endlich all das rauszulassen, was man 
sich selbst (bisher) nicht zu sagen trau-
te – und um mit Sarrazin als Testballon 
auszuprobieren, was in diesem Lande 
alles möglich ist. Doch in dem Augen-
blick, da dieser Ballon flog, begeistert 
bejubelt von erheblichen Teilen der 
Bevölkerung, kam die „Bild“-Zeitung 
selbst wie Zieten aus dem Busch. Un-
ter dem ganzseitigen Aufmacher „Das 
wird man ja wohl noch sagen können“ 
hieß es autoritativ-reaktionär: „Auslän-
der, die sich nicht an unsere Gesetze 
halten, haben hier nichts zu suchen“; 
„Nicht wir müssen uns den Auslän-
dern anpassen, sondern sie sich uns!“ 
usw. usw. Und all das wird legitimiert 
mit dem selbst erklärten Anspruch, die 
Stimme „des Volkes“ gegenüber den 
abgehobenen Parteieliten zu sein.

Doch dahinter steckt noch ein wei-
ter gehendes Kalkül. Noch in der Som-
merpause, und deutlich vor der Sarra-
zin-Debatte, stellte Michael Backhaus, 
Chefredakteur der „Bild am Sonntag“, 
in einem Leitkommentar fest: „Die 
Union von Angela Merkel und Horst 
Seehofer aber lässt reichlich Raum für  
eine neue demokratische konservati-
ve Kraft. Was CDU, CSU und auch die 
FDP an Wählerpotential verspielt ha-
ben, reicht locker aus, um zwei Parteien 
über fünf Prozent zu bringen.“ 

Backhaus berief sich dabei auf eine 
aktuelle Umfrage, die das Meinungs-
forschungsinstitut Emnid für den „Fo-
cus“ erstellt hat. Demnach kann sich 
jeder fünfte Deutsche vorstellen, eine 
„Partei rechts von der CDU“ zu wäh-
len. Und zum Abschluss seines Artikels 
zieht Backhaus süffisant blank: „Und 
was ist, wenn Friedrich Merz im CDU-
Trümmerland NRW einen eigenen Ver-
ein aufmacht, unterstützt von Wolfgang 
Clement? Dann wäre schnell Feuer un-
ter dem Dach der Union!“ 

Massiver Druck von rechts außen: 
Das ist das eigentliche Anliegen der 
„Bild“-Zeitung. Und damit steht sie 
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nicht allein. „APO kann die andere Sei-
te auch“, jubiliert bereits „Die Welt“ 
über jene „Handvoll mutiger Köp-
fe“, die sich „aus der politisch korrek-
ten Deckung wagt und nun ihrerseits 
Druck ausübt auf die unionsgeführte 
Regierung.“2 

APO von rechts

Tatsächlich ließe sich problemlos ei-
ne veritable Gegenregierung aus den 
„Bild“-Lieblingen basteln: Finanzmi-
nister Friedrich Merz für die verspro-
chene Steuer auf dem Bierdeckel, Wirt-
schaftsminister Wolfgang Clement, der 
uns bereits bewiesen hat, wie man mit 
Leiharbeit mehr Ungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt schafft – natürlich stets im 
Dienste der Produktivität. Dazu Innen-
minister Roland Koch für „Null Tole-
ranz“, dessen neues Buch mit dem Titel 
„Konservativ“ in Kürze erscheint, so-
wie Familienministerin Alice Schwar-
zer, die soeben ihre neueste Philippika 
gegen das Kopftuch als Kriegsflagge 
des Islam fertiggestellt hat. Und all das 
flankiert von Bildungs- und Desinte-
grationsminister Sarrazin: Wer wollte 
ernsthaft daran zweifeln, dass eine sol-
che Truppe für 20 Prozent der Stimmen 
gut wäre? 

Dass sie derzeit nicht wählbar ist, 
schmälert ihre Wirkung kaum. Denn 
schon als potentielle Opposition – als 
APO von rechts und reales Drohpoten-
tial der „Bild“-Zeitung – taugt sie alle-
mal, um in Unionskreisen nicht nur für 
Aufregung zu sorgen, sondern auch für 
Begehrlichkeiten. Das immense Stim-
menpotential verschiebt die Positionen 
vieler Politiker – beileibe nicht nur in 
der Union – sukzessive nach rechts. Die 
jüngsten, fast schon flehentlichen Be-
mühungen einiger führender CDU-Ab-
geordneter bis hin zur Kanzlerin, ihnen 
doch ihre konservative Haltung abzu-
nehmen (von der seit Jahren nicht mehr 

2 	 Ulli Kulke, Endlich mehr Klarheit, in: „Die 
Welt“, 25.8.2010.

die Rede war), legen von diesem Sog 
beredtes Zeugnis ab.

Schon auf dem kommenden CDU-
Parteitag im November wird sich die-
ser Sog nach rechts auch in der Füh-
rungsspitze niederschlagen. Dort müs-
sen zwei von drei stellvertretenden 
Vorsitzenden (neben Frau Schavan) 
neu besetzt werden. Mindestens einem 
Hardliner ist ein Platz bereits sicher. 
Alles spricht dafür, dass Volker Bouf-
fier seinem Vorgänger als Ministerprä-
sident in Hessen, Roland Koch, auch 
in der Parteispitze nachfolgen wird. Er 
dürfte wie seine konservativen Gesin-
nungsgenossen Stefan Mappus (Ba-
den-Württemberg) und Christoph Ahl-
haus (Hamburg) dafür sorgen, dass die 
Union ihren „Markenkern“ in Zukunft 
wieder stärker pflegt. 

Noch sitzt Angela Merkel in der Uni-
on fest im Sattel. Doch bei weiteren 
schmerzhaften Niederlagen – und die 
nächste droht bereits im kommenden 
März, bei der Landtagswahl in Baden-
Württemberg – wird ihre Ausrichtung 
der Partei grundsätzlich in Frage ge-
stellt werden. Der ersten Ostdeutschen 
an der Parteispitze ist es tatsächlich ge-
lungen, der CDU den eigentlichen kon-
servativen Kitt der alten Bundesrepu-
blik auszutreiben. Dieser bestand stets 
im klaren Freund-Feind-Denken, so-
wohl nach außen, gegen die „Soffjets“ 
(Konrad Adenauer), als auch nach in-
nen, gegen die „Soz‘n“ (Helmut Kohl).3 
Unter Merkel sind diese scharfen Kon-
turen weitgehend verschwommen. 
Auch ihre überraschend vehemente 
Verteidigung von „Stuttgart 21“ als an-
geblich wegweisendes Zukunftspro-
jekt kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass der Union heute ein klares 
politisches Profil und Projekt fehlt.

Hier aber liegt das eigentliche Pro- 
blem – nicht nur der CDU, sondern der 
ganzen Gesellschaft. Wenn, wie in den 
letzten Jahren, keine öffentliche Aus- 
einandersetzung um klare politische 

3 	 Vgl. Bester Feind, in: „Der Spiegel“, 11/1969,  
S. 65 f.
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Alternativen stattfindet, dann drängt 
sich der Freund-Feind-Gegensatz 
als gesellschaftliches Ordnungsmus-
ter förmlich auf – zumal in einer Zeit 
hochgradiger Unsicherheit, in der vie-
le Menschen ein großes Bedürfnis nach 
einfachen Antworten haben. Wer in ei-
ner solchen Lage einen Schuldigen lie-
fern kann, hat größte Chancen, Beifall 
zu ernten. Das hat die „Bild“-Sarrazin-
Kampagne schlagend bewiesen.

Schicksalsfrage Integration

Diese Tendenz dürfte sich im Zuge fort-
schreitenden Verlusts an ökonomischer 
und politischer Sicherheit noch ver-
schärfen. Denn gerade in Krisenzeiten 
entstehen stets neue Bedrohungsängs-
te, an die rechte Populisten mit ihren 
Feindbildprojektionen leicht anknüp-
fen können. Im Fremden, ob Migrant 
oder Ausländer, droht dann immer 
weniger der integrierbare potentielle 
Bürger, als vielmehr der abzuwehrende 
Feind gesehen zu werden. 

Bereits seit einigen Jahren diagnos-
tiziert der Bielefelder Sozialwissen-
schaftler Wilhelm Heitmeyer bei seiner 
Analyse der „Deutschen Zustände“ ei-
ne kontinuierliche Zunahme „gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit“. 
Wachsende Desintegrationsängste, Be-
nachteiligungsgefühle und Anerken-
nungsdefizite zögen regelmäßig die 
Diskriminierung schwächerer Grup-
pen nach sich – und zwar forciert in Zei-
ten der Krise. Wer aber wollte ernsthaft 
glauben, dass die Krisenhaftigkeit der 
Gegenwart überwunden ist? Das Ge-
genteil dürfte der Fall sein. Die Repu-
blik bleibt also gefährdet.4 Was aber 
dagegen tun? 

An der Integrationsfrage dürfte sich 
in der Tat die Zukunft unseres Landes 
entscheiden – wenn auch in einem we-
sentlich weiteren, nämlich primär so-
zialen Sinne, der alle Bürger betrifft. 

4 	 Vgl. Albrecht von Lucke, Die gefährdete Repu-
blik. Von Bonn nach Berlin: 1949-1989-2009, 
Berlin 2009.

Ganz falsch wäre es jedoch, der immen-
sen Aversion in der Bevölkerung spe- 
ziell gegenüber muslimischen Mig-
ranten bloß mit Beschwichtigung be-
gegnen zu wollen. Dadurch lässt sich  
der gefährliche Sprengstoff nicht ent-
schärfen.

Tatsächlich verfangen die Parolen 
der rechten Rattenfänger ja auch des-
halb, weil die Linke bisher ebenfalls 
keine hinreichenden Antworten auf 
die real existierenden Integrationspro-
bleme gibt. Exemplarisch dafür ist das 
Versagen des rot-roten Senats in Berlin. 
Anstatt Integration von Anfang an zur 
Chefsache zu machen, legt der Regie-
rende Bürgermeister Klaus Wowereit 
erst jetzt, nach fast zehnjähriger Amts-
zeit, ein Integrationsgesetz vor, das sein 
Parteifreund Heinz Buschkowsky, der 
Bürgermeister von Neukölln, zu Recht 
nur als „Karikatur eines Gesetzes“ be-
zeichnet.5 Selbst die Normprüfungs-
stelle des Berliner Senats stellte in ihrer 
rechtlichen Stellungnahme den Sinn 
des Gesetzes grundsätzlich in Frage: 
„Der Nutzen eines solchen neuen Ge-
setzes erscheint nämlich bereits nach 
dem Inhalt des vorliegenden Entwurfs 
als fraglich“. Lediglich die Regelungen 
zum Bestattungswesen, in denen Mus-
lime von der Sargpflicht befreit werden, 
wurden von den Juristen gelobt.6

Offensichtlich geht das Gesetz an 
den realen Problemen der Stadt völlig 
vorbei. Während Wowereit mit Blick 
auf die kommende Abgeordneten- 
hauswahlen vor allem auf Quoten- und 
Symbolpolitik setzt – „das erste Inte-
grationsgesetz bundesweit“ –, bleiben 
die wahren Probleme ungelöst. So un-
terlässt es eine erhebliche Zahl der Mi-
granten, die eigenen Kinder regelmä-
ßig zur Schule zu schicken, und mini-
miert damit in unverantwortlicher Wei-
se deren Zukunftschancen. Wer der-
artige Probleme heute nicht wirksam 

5 	 Maritta Tkalec, Sozialdemokrat Buschkowsky, 
in: „Berliner Zeitung“, 10.9.2010.

6 	 Gilbert Schomaker, Wowereits Juristen zwei-
feln am Integrationsgesetz, in: „Berliner Mor-
genpost“, 26.8.2010.
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angeht, wird sich morgen den Vorwurf 
gefallen lassen müssen, ihrer Instru-
mentalisierung durch Rechtspopulis-
ten Vorschub geleistet zu haben. Denn 
eines steht fest: Ohne eine gelingende 
Integration der Minderheiten droht das 
bei der Mehrheitsbevölkerung vorhan-
dene Ressentiment immer mehr in den 
Wunsch nach Ausschluss und Abschie-
bung umzuschlagen. Und der nächste 
Sarrazin kommt bestimmt. Es wird des-
halb alles darauf ankommen, Migran-
ten in allen Bereichen, vor allem aber 
auf dem Arbeitsmarkt, zur Teilhabe an 
der Gesellschaft zu befähigen. 

Derartige Integrationsprobleme be-
treffen jedoch bei weitem nicht nur Tei-
le der migrantischen Bevölkerung. Die 
jüngste Shell-Jugendstudie hat erge-
ben, dass 33 Prozent aller Kinder aus 
sozial benachteiligten Familien der Zu-
kunft pessimistisch begegnen, unab-
hängig von ihrer ethnischen Herkunft. 

Denn auch bei ihnen treten massive 
Integrationsprobleme infolge mangel-
hafter schulischer Bildung auf. Deshalb 
kommt es vor allem darauf an, die unse-
lige Polarisierung zwischen Deutschen 
und Migranten zu entschärfen, die die 
„Bild“-Sarrazin-Offensive hervorge-
rufen hat. Eigentlich richtet sich Sar-
razins biologistischer Nützlichkeitsdis-
kurs nämlich keineswegs „nur“ gegen 
Muslime, im Gegenteil: Von Ausschluss 
bedroht – bis hin zur gezielten Bevölke-
rungspolitik – sind bei ihm (wie bei vie-
len Rechtspopulisten in Europa) alle, 
die nicht zur ökonomischen Nutzenma-
ximierung beitragen. Erst wenn es ge-
lingt, den Bürgern klarzumachen, dass 
wir alle, ob Eingeborener oder Einwan-
derer, gegenüber einer derartigen so- 
zialdarwinistischen Logik im selben 
Boot sitzen – erst dann kann von deut-
scher Einheit zumindest in Ansätzen 
die Rede sein.

Wolf-Dieter Narr und Dirk Vogelskamp

Verbrannt in Dessau 

An Händen und Füßen gefesselt ver-
brannte Oury Jalloh, ein Asylsuchen-
der aus Sierra Leone, am 7. Januar 2005 
in einer Gewahrsamszelle der Dessauer 
Polizei. Die gerichtlichen Nachspiele 
dieses Feuertods wurden von der Öf-
fentlichkeit aufmerksam verfolgt. Als 
die 6. Strafkammer des Landgerichts 
Dessau-Roßlau am 8. Dezember 2008 
– nach 58 Prozesstagen in 22 Mona-
ten – die Freisprüche der beiden ange-
klagten Polizeibeamten verkündete, 
erzeugte das Urteil großen Unmut: Zu 
viele Ungereimtheiten hatte das Ge-
richt nicht aufzuklären vermocht. Statt-
dessen hatte es ein vermeintlich wider-
spruchfreies Bild von der angeblichen 

Selbsttötung des 23jährigen Mannes 
gezeichnet.1

In seinem Revisionsurteil vom 7. Ja-
nuar 2010 hob der Bundesgerichtshof 
(BGH) dieses Urteil auf und verwies den 
Fall zur Neuverhandlung an das Land-
gericht Magdeburg. Der neue Prozess 
soll nun am 25. Oktober beginnen. Ob 
er das, was fünf Jahre zuvor wirklich ge-
schah, gerichtlich klären kann, ist offen.

Fest steht Folgendes: Die Polizei 
nimmt Oury Jalloh an jenem Morgen 
in betrunkenem Zustand wegen Beläs-
tigung fest. Mit angelegten Hand- und 

1	 Die Autoren waren Teil einer Gruppe von Pro-
zessbeobachtern.
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